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VERWALTUNGSGERICHT 
TRIER 

BESCHLUSS 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

des ***, 

- Antragsteller - 

 

g e g e n  

 

die Verbandsgemeinde Konz, vertreten durch den Bürgermeister, Am Markt 11, 
54329 Konz, 

- Antragsgegnerin - 

 

 

beigeladen: 

***, 

 

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Lauer-Nack und Partner, Abt-
Richard-Straße 13, 54550 Daun, 

 

w e g e n  Immissionsschutzrechts  
hier: Antrag nach § 123 VwGO 

 

Veröffentlichungsfassung! 
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hat die 9. Kammer des Verwaltungsgerichts Trier aufgrund der Beratung vom 
5. August 2026, an der teilgenommen haben 

*** 
*** 
*** 

beschlossen: 

Der Antrag wird abgelehnt. 

Die Kosten des Verfahrens trägt der Antragssteller einschließlich der 
außergerichtlichen Kosten des Beigeladenen. 

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 5.000,00 € festgesetzt. 

Gründe 

I. Der wörtliche gestellte und mit Schriftsatz vom 15. Juli 2026 konkretisierte Antrag, 

„(…) der Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung nach § 123 

Abs. 1 VwGO aufzugeben, gegenüber dem Beigeladenen für die Veranstaltung 

„Hoffest Weingut ***“ am **. August 2026, *** unverzüglich, spätestens bis zum 

10. August 2026, in der gaststättenrechtlichen Gestattung oder einer 

gesonderten ordnungsbehördlichen Verfügung messtechnisch überprüfbare 

Schallpegelgrenzwerte festzusetzen, die den Richtwerten der LAI-

Freizeitlärmrichtlinie 2015 für den am Immissionsort *** (Flurstück ***) geltenden 

Schutzstatus entsprechen – mindestens jedoch: 

- Für die Zeit ab 22:00 Uhr (Nacht): maximal 40 dB(A) Beurteilungspegel am 

Immissionsort *** (WA-Gebiet gemäß §4 BauNVO / TA Lärm); hilfsweise 45 

dB(A) sofern das Gericht die Dorfgebiets-Einstufung des § 5 BauNVO 

zugrunde legt;  

- für die Zeit bis 22:00 Uhr (Tag):  maximal 55 dB(A) am Immissionsort (WA); 

hilfsweise 60 dB(A) (Dorfgebiet); gemessen an der dem 

Veranstaltungsgelände zugewandten Fassade des Anwesens *** In ca. *** 

m Entfernung vom Emissionsort auf ***; mit der Maßgabe, dass die 

Gestattung unter der aufschiebenden Bedingung erteilt wird, dass diese 

Schalllpegelgrenzwerte in der Gestattungsurkunde enthalten sind -

andernfalls ist die Gestattung zu versagen oder zurückzunehmen; 
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(Hilfsantrag 1) für den Fall, dass das Gericht den Hauptantrag ablehnt, der 

Antragsgegnerin aufzugeben, am **.  August 2026 eine Vor-Ort-Kontrolle der 

Veranstaltung durch das Ordnungsamt oder eine beauftragte Fachkraft mit 

kalibriertem Schallpegelmessgerät (DIN EN 61672-1, Klasse 1) am 

Immissionsort *** durchzuführen, das Messergebnis schriftlich zu 

dokumentieren und bei Überschreitung der festgesetzten Richtwerte ab 22:00 

Uhr die Beschallungsanlage außer Betrieb zu nehmen;  

(Hilfsantrag 2) hilfsweise, die vollständige Gestattungsurkunde für das Hoffest 

2026 einschließlich aller Nebenbestimmungen sowie der technischen 

Spezifikation der eingesetzten Beschallungsanlage (Hersteller, Modell, 

maximale Ausgangsleistung kW, maximaler SPL auf 1 m) zur Beurteilung der 

Einhaltung der Immissionsrichtwerte beizuziehen;“ 

ist im Hauptantrag dahingehend auszulegen, dass der Antragsteller vorläufigen 

Rechtsschutz bezüglich der künftigen Gestattung des Hoffestes *** 2026, welches 

am **. August 2026 auf dem Hofgelände des Beigeladenen *** stattfinden soll 

begehrt. Da eine gaststättenrechtliche Gestattung zum Zeitpunkt der gerichtlichen 

Entscheidung ausweislich der Aktenlage für das Hoffest noch nicht ergangen ist, ist 

das Begehren erkennbar (§§ 122 Abs. 1, 88 Verwaltungsgerichtsordnung – VwGO 

–) darauf gerichtet, die Antragsgegnerin vorläufig zu verpflichten, in der noch zu 

ergehenden diesjährigen gaststättenrechtlichen Gestattung als Auflage 

entsprechende Lärmimmissionsgrenzwerte festzulegen, welche den vom 

Antragsteller genannten Grenzwerten, namentlich 55 dB (A) in der Zeit von 06:00 

Uhr bis 22:00 Uhr, hilfsweise von 60 dB (A), und 40 dB(A) in der Zeit von 22:00 Uhr 

bis 06:00 Uhr, hilfsweise 45 dB (A), entsprechen. 

Der Antrag ist mit den im Wege der objektiven Antragshäufung (§ 44 VwGO analog) 

verfolgten Begehren hinsichtlich des Hauptantrages und des ersten Hilfsantrages 

jedenfalls unbegründet (1. und 2.). Daneben war auch der zweite Hilfsantrag 

abzulehnen (3.).  

1. Es kann dahinstehen, ob das für die Zulässigkeit erforderliche 

Rechtsschutzbedürfnis gegeben ist; dies ist nur ausnahmsweise zu bejahen, wenn 

vorbeugender Rechtsschutz vor Erlass eines Verwaltungsakts – hier der künftigen 
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gaststättenrechtlichen Gestattung nach § 12 Gaststättengesetz – GastG – begehrt 

wird. Der Antrag ist jedenfalls unbegründet. 

Das Gericht der Hauptsache kann nach § 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO auf Antrag, 

auch schon vor Klageerhebung, eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den 

Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Veränderung 

des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers 

vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte (sog. Sicherungsanordnung). 

Einstweilige Anordnungen sind nach § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO auch zur Regelung 

eines vorläufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, 

wenn diese Regelung, vor allem bei dauernden Rechtsverhältnissen, um 

wesentliche Nachteile abzuwenden oder drohende Gewalt zu verhindern oder aus 

anderen Gründen nötig erscheint (sog. Regelungsanordnung). Dabei darf 

grundsätzlich nicht die Hauptsache vorweggenommen werden. Eine Ausnahme von 

diesem Grundsatz gilt nach der in Art. 19 Abs. 4 Satz 1 Grundgesetz – GG – 

gewährleisteten Rechtsschutzgarantie jedoch dann, wenn der in der Hauptsache 

geltend gemachte Anspruch hinreichend wahrscheinlich ist und wegen des 

Nichterfüllens dieses Anspruchs schwere, unzumutbare oder nicht anders 

abwendbare Nachteile drohen. Diese Voraussetzungen sind wie alle 

Voraussetzungen des § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO glaubhaft zu machen (§ 920 Abs. 

2 der Zivilprozessordnung – ZPO – i.V.m. § 123 Abs. 3 VwGO). Ob eine 

Regelungsanordnung nötig erscheint, beurteilt sich nach den Erfolgsaussichten in 

der Hauptsache. Danach kommt eine Regelungsanordnung nur in Betracht, wenn 

ein Obsiegen des Antragstellers in der Hauptsache mit überwiegender 

Wahrscheinlichkeit zu erwarten und auch ein Zuwarten bis zur 

Hauptsacheentscheidung nicht zumutbar wäre. 

Zur Glaubhaftmachung genügt es grundsätzlich, dass das Vorliegen der 

entscheidungserheblichen Tatsachen – abweichend vom Überzeugungsgrundsatz 

des § 108 Abs. 1 Satz 1 VwGO – überwiegend wahrscheinlich ist (vgl. OVG RP, 

Beschluss vom 25. Juni 1990 – 2 B 11182/90.OVG –, NVwZ 1990, 1087 [1088]; 

auch HessVGH, Beschluss vom 5. Februar 1993 – 7 TG 2479/92 –, juris; 

Kopp/Schenke, VwGO, 31. Aufl. 2025, § 123 Rn. 23). Hierzu kann sich der 

Antragsteller grundsätzlich aller Beweismittel einschließlich der Versicherung an 

https://www.juris.de/r3/document/BJNR000170960BJNE014502308/format/xsl?oi=7geHzYeYxs&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/BJNR000170960BJNE014502308/format/xsl?oi=7geHzYeYxs&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Eides Statt bedienen (vgl. BVerwG, Beschluss vom 16. Oktober 1995 – 7 B 163.95 

–, juris Rn. 3 ff.; unter Verweis auf § 294 ZPO). 

a. In Anwendung dieser Grundsätze sind die Voraussetzungen einer solchen 

Regelungsanordnung nicht gegeben. Der Antragssteller hat keinen 

Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht. Bei der im Verfahren des einstweiligen 

Rechtsschutzes allein gebotenen summarischen Prüfung der Sachlage steht dem 

Antragsteller ein Anspruch auf Festsetzung der von ihm genannten 

Immissionsrichtwerte weder nach §§ 12 Abs. 3, 5 Abs. 1 Nr. 3, 4 Abs. 1 Nr. 3 GastG 

noch nach §§ 24 Satz 1, 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 

Bundesimmissionsschutzgesetz – BImSchG – und auch nicht nach §§ 14, 4 Abs. 1, 

6 Abs. 1 Landesimmissionsschutzgesetz – LImSchG – zu. 

Der Anspruch eines Nachbarn auf gaststätten- sowie 

immissionsschutzbehördliches Tätigwerden bedarf in allen Fällen eines 

(drohenden) Verstoßes gegen materielle nachbarschützende Normen und gewährt 

grundsätzlich lediglich einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über 

ein Einschreiten, welcher sich gegebenenfalls bei Gefahren für Leben und 

Gesundheit oder bedeutende Sachwerte entsprechend verdichten kann. 

Über den Begriff der „schädlichen Umwelteinwirkungen“ wird betroffenen Dritten 

Nachbarschutz vermittelt. Der Antragsteller ist insoweit als Nachbar im oben 

genannten Sinne zu verstehen, da sein Grundstück in der Nähe des 

Veranstaltungsorts liegt und von Immissionen der Veranstaltung betroffen sein 

kann. Er kann sich daher auch im Grundsatz auf die Verletzung 

nachbarschützender Vorschriften berufen. Der Begriff der schädlichen 

Umwelteinwirkungen, auf die sowohl § 5 Abs. 1 Nr. 3 GastG als auch § 22 Abs. 1 

Nr. 1 und 2 BImSchG sowie § 1 Abs. 1 LImSchG (vgl. hierzu: VG NW, Urteil vom 9. 

Mai 2016 – 4 K 1107/15.NW –, juris Rn. 44) verweisen, ist gemäß § 3 BImSchG 

definiert als Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, 

Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit 

oder die Nachbarschaft herbeizuführen. Der in § 3 Abs. 1 BImSchG benannten 

Beeinträchtigungstrias – Gefahren, Nachteile und Belästigungen – ist trotz seiner 

anderslautenden Formulierung das Merkmal der Erheblichkeit gemein (Jarass, 

BImSchG 14. Auflage 2024 § 3 Rn. 52).  
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Die Frage der Erheblichkeit von Immissionen – hier: Lärm – und damit ihrer 

Zumutbarkeit wird einerseits entscheidend durch die bebauungsrechtliche Situation 

bestimmt, in der sich störende und gestörte Nutzungen befinden. Zum anderen sind 

für die Beurteilungen der belästigenden Wirkung von Geräuschen nicht nur 

physikalische Eigenschaften wie Schalldruck und Frequenz, sondern auch 

wertende Elemente wie Gesichtspunkte der Herkömmlichkeit, der sozialen 

Adäquanz und einer allgemeinen Akzeptanz in der Bevölkerung zu berücksichtigen. 

Von daher obliegt es der tatrichterlichen Würdigung, über die Frage der 

Zumutbarkeit von Geräuschen zu entscheiden (vgl. BVerwGE 88, 143, 145; 

Nds. OVG Lüneburg, NJW 1995, 900 sowie Urteil vom 18. Dezember 1996 – 7 L 

1488/95 –, juris Rn. 31ff.). 

Bei der Bestimmung der Erheblichkeits- bzw. Zumutbarkeitsschwelle folgt aus dem 

Tatbestandsmerkmal „unter erleichterten Voraussetzungen“ des § 12 Abs. 1 

GaststättenG, dass die Seltenheit des Anlasses und seine Besonderheit zu 

berücksichtigen sind. Mithin können auch beträchtliche von einer Veranstaltung 

ausgehende Lärmimmissionen unter Berücksichtigung der besonderen Seltenheit, 

der Sozialadäquanz und Herkömmlichkeit für die betroffenen Anwohner noch als 

zumutbar anzusehen sein (VG NW, Urteil vom 9. Mai 2016 – 4 K 1107/15.NW –, 

juris Rn. 72). 

Diese rechtliche Wertung hat auch in § 22 Abs. 2 BImSchG i.V.m. § 4 Abs. 5 

Landes-Immissionsschutzgesetz – LImSchG – ihren Niederschlag gefunden. Nach 

Satz 1 dieser Bestimmung können bei Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses 

oder besonderer örtlicher Verhältnisse Ausnahmen vom Verbot der Störung der 

Nachtruhe für Messen, Volksfeste, Volksbelustigungen und ähnliche 

Veranstaltungen zugelassen werden. Dabei liegt nach § 4 Abs. 5 Satz 2 LImSchG 

ein öffentliches Bedürfnis in der Regel vor, wenn eine Veranstaltung der Pflege des 

historischen oder kulturellen Brauchtums dient oder sonst von besonderer 

kommunaler Bedeutung ist und deshalb das Interesse der Allgemeinheit an der 

Durchführung der Veranstaltung gegenüber dem Interesse der Nachbarschaft an 

ungestörter Nachtruhe überwiegt. 

b. Solche Verletzungen sind hier nicht zu gewärtigen. 

https://www.juris.de/r3/document/NJRE000285116/format/xsl?oi=476MyKgMb7&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/NJRE000032564/format/xsl?oi=476MyKgMb7&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/NJRE000544364/format/xsl?oi=476MyKgMb7&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/NJRE000544364/format/xsl?oi=476MyKgMb7&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Nach §§ 12 Abs. 3, 5 Abs. 1 Nr. 3 GastG können dem Gewerbebetreibenden 

jederzeit Auflagen zum Schutze gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne 

des Bundesimmissionsschutzgesetzes und sonst gegen erhebliche Nachteile, 

Gefahren oder Belästigungen für die Bewohner der Nachbargrundstücke sowie der 

Allgemeinheit erteilt werden. Ebenso hat bei nicht genehmigungsbedürftigen 

Anlagen der Betreiber die Pflicht die Anlage so zu errichten und zu betreiben, dass 

schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der 

Technik vermeidbar sind (§ 22 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG) und, soweit sie nach dem 

Stand der Technik unvermeidbar sind, auf ein Mindestmaß beschränkt werden (§ 

22 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG). Nach § 24 Satz 1 BImSchG kann die zuständige Behörde 

zur Durchführung des § 22 und der auf dieses Gesetz gestützten 

Rechtsverordnungen erforderlichen Anordnungen treffen.  

Bei dem Hoffest handelt es sich um eine nicht genehmigungsbedürftige Anlage i.S. 

des § 22 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 und Abs. 5 Nr. 1 BImSchG, da hier ein weiter 

Anlagenbegriff anzuwenden ist (vgl. z.B. BVerwG, Urteil vom 7. Oktober 1983 – 7 

C 44.81 –, juris). Bei Wein- bzw. Hoffesten handelt es sich um Anlagen, die mit 

Geräuschimmissionen verbunden sind, die zu schädlichen Umwelteinwirkungen 

führen und damit Belange oder Rechtspositionen Dritter beeinträchtigen können. 

Nach § 6 Abs. 1 LImSchG dürfen Geräte, die der Erzeugung oder Wiedergabe von 

Schall oder Schallzeichen dienen (Tongeräte), insbesondere Lautsprecher, 

Tonwiedergabegeräte, Musikinstrumente und ähnliche Geräte, nur in solcher 

Lautstärke genutzt werde, dass unbeteiligte Personen nicht erheblich belästigt 

werden oder die natürliche Umwelt nicht beeinträchtigt werden kann. Nach § 14 

LImSchG kann die zuständige Behörde im Einzelfall die zur Durchführung des 

LImSchG erforderlichen Anordnungen treffen. 

Für Lärmimmissionen, die von Veranstaltungen der vorliegenden Art ausgehen, 

sind keine Grenzwerte normativ festgelegt. Ob die auf das Wohnhaus des 

Antragstellers einwirkenden Immissionen bei vergleichbaren Veranstaltungen ein 

unzumutbares Maß erreichen, richtet sich nicht nach dem subjektiven Empfinden 

des Antragstellers. Vielmehr ist zur Beurteilung der Zumutbarkeit die von der 

Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz (LAI) herausgegebene 

Freizeitlärm-Richtlinie vom 6. März 2015 (im Folgenden Freizeitlärm-Richtlinie) als 
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Orientierung heranzuziehen, die nach dem Rundschreiben des Ministeriums für 

Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau und Forsten vom 22. Juli 2015 von 

den rheinland-pfälzischen Immissionsschutzbehörden bei der Ermittlung und 

Beurteilung von Freizeitlärm herangezogen werden soll. Die von Sachverständigen 

ausgearbeitete Freizeitlärm-Richtlinie hat zwar keinen Normcharakter, kann aber 

auch von Behörden und Gerichten als Entscheidungshilfe mit Indiz-Charakter 

zugrunde gelegt werden (vgl. hierzu: BVerwG, Urteil vom 16. Mai 2001 – 7 C 16.00 

–, juris Rn. 12). Der Anwendungsbereich der Freizeitlärm-Richtlinie ist vorliegend 

eröffnet, denn bei dem auf dem Grundstück des Beigeladenen jährlich 

stattfindenden Hoffest handelt es sich um eine Freizeitanlage in diesem Sinne. Dies 

sind nach Ziffer 1 Freizeitlärmrichtlinie Einrichtungen im Sinne des § 3 Abs. 5 Nr. 1 

oder 3 BImSchG, die dazu bestimmt sind, von Personen zur Gestaltung ihrer 

Freizeit genutzt zu werden. Bei dem Hoffest handelt es sich – wie auch bei Wein- 

oder Stadtfesten – um eine klassische Freizeitveranstaltung. Das Lärmpotential, 

das mit den vom Beigeladenen durchgeführten Hoffest verbunden ist 

(Verkehrsgeräusche, Musik; Gespräche, Gelächter, Gläserklirren etc.), ähnelt mehr 

dem Emissionscharakter der in Ziffer 1 der Freizeitlärmrichtlinie aufgeführten 

Freizeitanlagen als dem der von der TA-Lärm erfassten gewerblichen Anlagen (vgl. 

OVG RP, Urteil vom 22. Dezember 2017 – 1 A 11826/16 –, juris Rn. 33). 

Zunächst ist hier von der Schutzbedürftigkeit eines Dorfgebiets auszugehen. Dies 

ergibt sich daraus, dass sich das Grundstück des Antragstellers (***, Flurstück ***, 

Flur ***, Gemarkung ***) im Geltungsbereich des Bebauungsplans „***“ des 

Stadtteils *** befindet. Dieser legt für den entsprechenden Bereich ein Dorfgebiet 

(MD) fest. Auch die vorgelegten Änderungen des Bebauungsplans, welche nicht 

das Grundstück des Antragstellers betreffen, legen ausschließlich Dorfgebiete fest. 

Die unter Verweis auf eine Liegenschaftskarte dargelegte Rechtsauffassung des 

Antragstellers, es handele sich um ein Wohngebiet bzw. die Einordnung richte sich 

nach § 34 Abs. 2 BauGB geht fehl. Dem Bebauungsplan kommt als Satzung (vgl. 

§§ 1 Abs. 2, 2 Abs. 1, 10 Abs. 1 BauGB) Außenrechtswirkung zu, weshalb sich die 

bebauungsrechtliche Situation nach diesem beurteilt und nicht nach der 

Liegenschaftskarte.  

Nach Ziffer 4.1 c) Freizeitlärmrichtlinie betragen die Immissionsrichtwerte für 

Immissionsorte außerhalb von Gebäuden in Dorfgebieten tags an Werktagen 
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außerhalb der Ruhezeit 60 dB(A), an Werktagen innerhalb der Ruhezeit und an 

Sonn- und Feiertagen 55 dB(A) sowie nachts 45 dB(A). Die Nachtzeit beginnt um 

22:00 Uhr und endet um 06:00 Uhr. Einzelne Geräuschspitzen sollen die 

Immissionsrichtwerte nach Ziffer 4.3 Außen tags um nicht mehr als 30 dB(A) sowie 

nachts um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten. Ziffer 4.4 bestimmt, dass die 

genannten Immissionsrichtwerte bei Veranstaltungen im Freien und/oder in Zelten 

mitunter trotz aller verhältnismäßigen technischen und organisatorischen 

Lärmminderungsmaßnahmen nicht eingehalten werden. 

Für seltene Veranstaltungen mit hoher Standortgebundenheit oder sozialer 

Adäquanz und Akzeptanz, zu denen ausweislich der Aufzählung unter Ziffer 4.4.1 

beispielsweise die örtliche Kirmes oder das jährliche Fest der Feuerwehr zählen, 

können – unter der Voraussetzung, dass ausreichende technische und 

organisatorische Lärmminderungsmaßnahmen ergriffen werden – auch höhere 

Belastungen zumutbar sein, namentlich Grenzwerte von bis zu 55 dB(A) bis 24 Uhr 

sowie eine Verschiebung der Nachtzeit um bis zu zwei Stunden (Ziffer 4.4.2. lit. b) 

bis c) der Freizeitlärm-Richtlinie). Sofern bei seltenen Veranstaltungen 

Überschreitungen des Beurteilungspegels vor den Fenstern im Freien von 70 dB(A) 

tags und/oder 55 dB(A) nachts zu erwarten sind, ist deren Zumutbarkeit explizit zu 

begründen (Ziffer 4.4.2. lit. a)). Geräuschspitzen sollen die Werte von 90 dB(A) tags 

und 65 dB(A) nachts einhalten. Die Anzahl der Tage (24-Stunden-Zeitraum) mit 

seltenen Veranstaltungen soll 18 pro Kalenderjahr nicht überschreiten. 

Bei seltenen Veranstaltungen bzw. Ereignissen ist folglich nach der 

Freizeitlärmrichtlinie die Einhaltung des Beurteilungspegels vor den Fenstern im 

Freien von 70 dB(A) bis 22:00 Uhr ohne nähere Begründung sowie eine 

Überschreitung des Beurteilungspegels vor den Fenstern im Freien von 70 dB(A) 

bis 22:00 Uhr und von 55 dB(A) jedenfalls in der Zeit von 22 bis 24:00 Uhr den 

Nachbarn zuzumuten, sofern die Zumutbarkeit explizit begründet wird. Daraus, dass 

es erst im Falle einer Überschreitung der in Ziffer 4.4.2 a) genannten 

Beurteilungspegel von 70 dB(A) tags und 55 dB(A) nachts einer expliziten 

Begründung der Zumutbarkeit bedarf, ist zu folgern, dass diese Werte grundsätzlich 

als zumutbar zu erachten sind. Die angesprochene Begründungspflicht der Behörde 

hat umso intensiver auszufallen, in je größerem Umfang die Abweichungen der 

Immissionsrichtwerte nach Ziffern 4.1 bis 4.3 in Anspruch genommen werden sollen 
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und an je mehr Tagen seltene Veranstaltungen stattfinden sollen. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass die reine Zahl der Veranstaltungen bzw. Veranstaltungstage 

in der Gesamtbetrachtung nur einen Aspekt neben insbesondere der Intensität der 

Veranstaltungen und dem Schutzniveau des Gebiets abbildet (zum Vorstehenden: 

VG Neustadt (Weinstraße), Urteil vom 9. Mai 2016 – 4 K 1107/15.NW –, juris Rn. 

60). 

Bei dem vom Beigeladenen durchgeführten Hoffest handelt es sich um eine solche 

seltene Veranstaltung im Sinne der Ziffer 4.4.1. Das jährlich und bereits seit vielen 

Jahren auf dem Weingut stattfindende Hoffest weist eine hohe 

Standortgebundenheit auf. Es steht in einem unmittelbaren sachlichen 

Zusammenhang mit dem Weinbaubetrieb des Beigeladenen und fügt sich in den 

Charakter der durch den Weinbau geprägten Region ein. Gerade in 

Weinbaugebieten sind derartige Hoffeste Ausdruck der regionalen Weinbaukultur 

und besitzen einen besonderen örtlichen Bezug, der mit der kommunalen 

Bedeutung traditioneller Feste – wie beispielsweise der örtlichen Kirmes – 

vergleichbar ist. Dass auch der Wohnort des Antragstellers vom Weinbau geprägt 

ist zeigt sich zusätzlich dadurch, dass in der näheren Umgebung des Wohnhauses 

des Antragstellers entlang der *** sowie im gesamten Ort zahlreiche weitere 

Weingüter existieren.  

Zugleich ist dem Hoffest eine hohe soziale Adäquanz und Akzeptanz beizumessen. 

Es dient als regelmäßig wiederkehrender Treffpunkt für die örtliche Bevölkerung und 

Besucher, fördert den sozialen Austausch und trägt zur Pflege regionaler 

Traditionen bei. Damit kommt ihm eine über den bloßen Veranstaltungszweck 

hinausgehende soziale Funktion und Bedeutung zu. Die soziale Akzeptanz wird 

zudem dadurch bestätigt, dass sich über viele Jahre hinweg ausschließlich der 

Antragsteller gegen die Durchführung des Hoffestes gewandt hat, während 

Beanstandungen sonstiger Anwohner oder Dritter nicht bekannt geworden sind. 

Dies spricht dafür, dass die Veranstaltung von der weit überwiegenden 

Nachbarschaft zumindest geduldet und akzeptiert wird. 

Schließlich ist zu berücksichtigen, dass das Hoffest lediglich einmal jährlich 

stattfindet und damit zahlenmäßig eng begrenzt durchgeführt wird. Die von ihm 

ausgehenden Auswirkungen beschränken sich folglich auf einen eng umgrenzten 
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Zeitraum und stellen keine häufige Belastung der Nachbarschaft dar. Auch stellen 

sich die zu erwartenden Lärmimmissionen als unvermeidbar und zumutbar i.S.d. 

Ziffer 4.4.2 der Freizeitlärmrichtlinie dar. Aufgrund des örtlichen Bezugs der 

Veranstaltung zum Weingut des Beigeladenen und mangels gegenteiliger 

Anhaltspunkte ist auch nicht davon auszugehen, dass lokal geeignete 

Ausweichstandorte zur Verfügung stehen.  

Anhaltspunkte dafür, dass es im Ortsteil *** noch weitere ähnliche Hoffeste gibt, 

weshalb ein Konflikt mit Ziffer 4.4.2 lit. d) zu gewärtigen wäre, wonach die Anzahl 

der Tage (24-Stunden-Zeitraum) mit seltenen Veranstaltungen 18 pro Kalenderjahr 

nicht überschreiten soll, bestehen nicht. 

Aufgrund der Äußerungen der Antragsgegnerin und unter Berücksichtigung der in 

der gaststättenrechtlichen Gestattung für das Hoffest für das Jahr 2025 

festgesetzten Lärmwerte von tags 70 dB(A) und nachts 55 dB(A) sowie der 

Einschränkung, dass Musikdarbietungen bis maximal 24:00 Uhr zulässig sind, ist 

davon auszugehen, dass sie die Gestattung des Hoffestes für das Jahr 2026 mit 

den gleichen Auflagen erteilen wird (vgl. VG München, Beschluss vom 16. 

Dezember 2015 – M 16 E 15.2911 –, juris Rn. 17). Es ist nicht zu beanstanden, 

dass die Antragsgegnerin zum Schutz der Nachbarschaft vor unzumutbaren 

Lärmimmissionen einzuhaltende Beurteilungspegel von tags 70 dB (A) und nachts 

55 dB (A) festgesetzt hat. Die festgelegten Immissionsrichtwerte entsprechen den 

dargelegten Vorgaben der Freizeitlärmrichtlinie für seltene Veranstaltungen.  

Da es sich bei dem Hoffest um eine seltene Veranstaltung handelt, hat der 

Antragsteller keinen Anspruch auf Festsetzung strengerer als der vorstehenden 

Lärmgrenzwerte. 

Soweit der Antragsteller Verstöße gegen die vorgegebenen Lärmgrenzwerte 

vorträgt, handelt es sich dabei um potenzielle Verstöße gegen den künftigen 

Auflagenbescheid und damit um eine Frage der Vollstreckung. 

Ungeachtet dessen hat der Antragsteller nicht nach § 123 Abs. 3 VwGO i.V.m. § 

920 Abs. 2 ZPO glaubhaft gemacht, dass von dem Hoffest des Beigeladenen 
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allgemein Immissionen auf sein Haus einwirken, die die dargelegte Schwelle der 

Zumutbarkeit überschreiten.  

Das Wohnhaus des Antragstellers befindet sich in ca. *** m Entfernung zum 

Veranstaltungsgelände. Zwischen dem Grundstück des Antragstellers und dem 

Veranstaltungsort liegt das Grundstück ***, welches ebenfalls mit einem Wohnhaus 

bebaut ist.  

Die vom Antragsteller vorgelegte tabellarische Übersicht vermag auch in 

Verbindung mit den vorgelegten Video- und Bildaufnahmen eine Überschreitung der 

maßgeblichen Immissionsrichtwerte von 70 dB(A) tagsüber (06:00 bis 22:00 Uhr) 

bzw. nachts (22:00 bis 06:00 Uhr) nicht glaubhaft zu machen. Aus der Tabelle ergibt 

sich bereits nicht, wann, an welchem Ort und auf welche Art und Weise die dort 

aufgeführten Schallpegel ermittelt worden sein sollen. Es bleibt offen, ob es sich um 

Messwerte, bloße Schätzungen des Antragstellers oder auf andere Weise 

gewonnene Angaben handelt, insbesondere da der Antragsteller lediglich 

Vergleichszeichen genutzt hat und unklar bleibt, wann konkret, welcher Wert 

gemessen worden sein soll. Auf den Videoaufnahmen (Anlage ***, Anlage ***, 

Anlage *** sowie Anlage ***) ist zwar Musik zu hören, sie lassen jedoch weder 

Rückschlüsse auf den am maßgeblichen Immissionsort herrschenden Schallpegel 

noch auf eine Überschreitung der einschlägigen Immissionsrichtwerte zu.  

Die als Anlage 3 *** bezeichneten Dateien betreffen bereits nicht das Hoffest des 

Beigeladenen, weshalb der Antragsteller aus ihnen nichts für sich herleiten kann. 

Die Videodateien Anlage ***, Anlage *** sowie Anlage *** betreffen Lärm von 

vorbeifahrenden Autos, wobei Hupen und Buhrufe zu hören sind. Auch dies genügt 

nicht, um Überschreitungen der einschlägigen Immissionsrichtwerte hinreichend 

glaubhaft zu machen, da es sich allenfalls um kurzzeitige Einzelereignisse handelt, 

welche eher subjektive Unmutsäußerungen gegenüber dem Antragsteller im 

Einzelfall darstellen, nicht aber belegen, dass die maßgeblichen Richtwerte durch 

die Veranstaltung des Beigeladenen überschritten werden. Vielmehr fehlt ein 

erkennbarer direkter Zusammenhang mit der Veranstaltung. Zudem handelt es sich, 

soweit dies aus dem Akteninhalt erkennbar wird, um Reaktionen auf die 

Einschaltung der Polizei durch den Antragsteller. Des Weiteren dürfen nach Ziffer 
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4.4.2 einzelne Geräuschspitzen die Richtwerte überschreiten. Die 

Freizeitlärmrichtlinie knüpft gerade an Beurteilungs- bzw- Mittelungspegel an. 

Hinzukommt, dass nach Aktenlage die Polizeiinspektion *** sowohl beim Hoffest im 

Jahr 2024 als auch 2025 auf Initiative des Antragstellers eine Vor-Ort-Kontrolle 

durchgeführt hat. Soweit diese dabei keinen relevanten bzw. unzumutbaren Lärm 

wahrgenommen hat und folglich von einer technischen Lärmmessung abgesehen 

hat, bestand auch keine Pflicht, eine solche in jedem Fall vorzunehmen. Dass die 

Vor-Ort-Kontrolle durch die Polizei nicht das vom Antragsteller gewünschte 

Ergebnis erzielt hat, führt nicht zu dem vom Antragsteller vorgetragenen 

Vollzugsdefizit.  

Inwieweit sich die vom Antragsteller pauschal vorgetragene Beweislastumkehr 

ergeben soll, erschließt sich der Kammer nicht. 

Im verwaltungsgerichtlichen Eilverfahren besteht auch keine Pflicht des Gerichts, 

eine umfassende Beweisaufnahme wie im Hauptsacheverfahren durchzuführen. 

Folge der Zulässigkeit einer nicht abschließenden Prüfung im Verfahren des 

einstweiligen Rechtsschutzes sind reduzierte Anforderungen an die fachgerichtliche 

Ermittlung des Sachverhaltes. Mit dem Charakter eines Eilverfahrens wäre es nicht 

vereinbar, wenn das Gericht stets verpflichtet wäre, ein Sachverständigengutachten 

einzuholen oder eine Zeugenbefragung durchzuführen (BVerfG, 

Nichtannahmebeschluss vom 26. Februar 2024 – 1 BvR 392/24 –, juris Rn. 7). Auch 

im hiesigen Einzelfall ergibt sich nichts Gegenteiliges, sodass den als 

Beweisanträge bezeichneten Anträgen seitens des Antragstellers nicht weiter 

nachzugehen war. 

Folglich ist ein Verstoß gegen eine den Antragsteller drittschützende Norm in 

Gestalt der Überschreitung der ihm im Einzelfall zumutbaren 

Lärmimmissionsrichtwerte nicht hinreichend glaubhaft gemacht, weshalb ein 

Anordnungsanspruch auch aus diesem Grund ausscheidet. 

Ob darüber hinaus neben der Festsetzung der besagten Immissionsrichtwerte noch 

weitere (zusätzliche) Lärmschutzauflagen zur Einhaltung der Beurteilungspegel 
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erforderlich sind, ist vorliegend nicht Gegenstand des Verfahrens und bedarf daher 

keiner Klärung.  

Selbst wenn man unterstellen würde, die maßgeblichen Immissionsrichtwerte 

würden nicht eingehalten, so käme dem Antragsteller allenfalls ein Anspruch auf 

immissionsschutz- oder gaststättenbehördliches Einschreiten bezüglich der 

Einhaltung dieser Richtwerte zu. Selbst in diesem Fall bestünde kein Anspruch auf 

die Festsetzung der vom Antragsteller geforderten Richtwerte. 

Nachdem somit kein Anordnungsanspruch vorliegt, ist nicht mehr darüber zu 

entscheiden, ob daneben auch ein Anordnungsgrund vorläge. 

2. Auch der erste Hilfsantrag hat keine Aussicht auf Erfolg. Er ist jedenfalls 

unbegründet. 

Als Anspruchsgrundlage käme wohl allenfalls § 26 Satz 1 BImSchG in Betracht. 

Jedenfalls ist aber nach dem Vorstehenden nicht zu befürchten, dass durch das 

Hoffest schädliche Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden. Substantiierte 

Anhaltspunkte dafür, dass es zu etwaigen Überschreitungen der festgesetzten 

Immissionsrichtwerte kommen wird oder die Antragsgegnerin Auflagenverstöße bei 

dem Hoffest ignorieren wird, bestehen nicht. 

Eine solche Untätigkeit ergibt sich insbesondere nicht aus dem vom Antragsteller 

vorgetragenen Interessenskonflikt, da der Inhaber der Beigeladenen Ortsvorsteher 

von *** sei. Für Anordnung nach § 24 Satz 1 BImSchG ist die 

Verbandsgemeindeverwaltung nach § 1 Abs. 1 Satz 1 der Landesverordnung über 

Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Immissionsschutzes – ImSchZuVO – i.V.m. 

Ziffer 1.2.1 der Anlage zur ImSchZuVO zuständig. Gleiches gilt gemäß § 1 Satz 1 

der Landesverordnung zur Ausführung des Gaststättengesetzes – GastVO – für 

Anordnungen nach §§ 12 Abs. 3, 5 Abs. 1 Nr. 3 GastG sowie nach § 15 Abs. 2 Nr. 

2 LImSchG. Dies ist vorliegend die Verbandsgemeinde Konz. Der vorgetragene 

Interessenskonflikt ist daher nicht zu gewärtigen. 

Die Annahme des Antragstellers, die Antragsgegnerin sowie die zuständigen 

Polizeibehörden würden im Falle tatsächlicher oder drohender Überschreitungen 
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der maßgeblichen Lärmschutzauflagen untätig bleiben oder deren Einhaltung nicht 

mit der gebotenen Konsequenz überwachen und durchsetzen, entbehrt einer 

tragfähigen Tatsachengrundlage. Sie speist sich ersichtlich allein aus dem 

Umstand, dass die vom Antragsteller in der Vergangenheit an die Behörden 

herangetragenen Beanstandungen nicht zu den von ihm erwarteten oder 

gewünschten behördlichen Maßnahmen geführt haben. Dass behördliches 

Einschreiten im Einzelfall hinter den subjektiven Erwartungen eines Betroffenen 

zurückbleibt oder eine andere rechtliche Bewertung erfährt, vermag jedoch für sich 

genommen nicht den Schluss auf eine generelle Untätigkeit oder mangelnde 

Vollzugsbereitschaft der zuständigen Behörden zu rechtfertigen. Aus dem vom 

Antragsteller geschilderten bisherigen Verwaltungshandeln lässt sich insbesondere 

nicht ableiten, dass der Antragsgegner oder die Polizei im Falle tatsächlicher oder 

unmittelbar drohender Überschreitungen der einschlägigen Lärmrichtwerte von den 

ihnen zur Verfügung stehenden Eingriffsbefugnissen keinen Gebrauch machen 

würden. 

Im Übrigen handelt es sich bei der Überschreitung eines festgesetzten 

Beurteilungspegels grundsätzlich um ein Vollzugsproblem mit der Folge, dass der 

Antragsteller darauf zu verweisen ist, im Falle einer erheblichen Überschreitung 

festgesetzter Lärmrichtwerte auf die Einhaltung der festgesetzten 

Beurteilungspegel hinzuwirken (vgl. BayVGH, Beschluss vom 5. Juli 2009 – 10 CS 

09.1313 –, juris Rn. 13; VG Ansbach, Urteil vom 12. November 2009 – AN 5 K 

00921 u.a. –, juris Rn. 26; VG Darmstadt, Beschluss vom 3. Juli 2023 – 6 L 

1480/23.DA –, juris Rn. 21). 

3. Soweit der Antragsteller zudem ausdrücklich beantragt hat, die 

Gestattungsurkunde für das Hoffest 2026 einschließlich aller Nebenbestimmungen, 

sowie technischer Spezifikation der eingesetzten Beschallungsanlage (Hersteller, 

Modell, maximale Ausgangsleistung kW, maximaler SPL auf 1 m) zur Beurteilung 

der Einhaltung der Immissionsrichtwerte beizuziehen, handelt es sich bereits nicht 

um einen Sachantrag. Daneben bestimmt das Gericht im Rahmen seiner 

Aufklärungspflicht (§ 86 Abs. 1 VwGO), welche Akten beigezogen werden (vgl. OVG 

Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 12. Oktober 2011 – 4 K 31/06 –, juris Rn. 

45). Die Verwaltungsakte des Vorganges lag der Kammer vor. Im Übrigen existiert 

eine gaststättenrechtliche Gestattung für das Hoffest in Bezug auf das Jahr 2026 
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(noch) nicht, sodass aus diesem Grund eine Beziehung auch in tatsächlicher 

Hinsicht ausscheidet. 

II. Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 154 Abs. 1, 162 Abs. 3 VwGO. Da der 

Beigeladene einen Antrag gestellt hat und damit ein Kostenrisiko eingegangen ist, 

entspricht es der Billigkeit, wenn seine außergerichtlichen Kosten erstattet werden. 

III. Die Festsetzung des Wertes des Streitgegenstandes folgt aus §§ 52 Abs. 2, 53 

Abs. 2 Nr. 1 Gerichtskostengesetz – GKG – in Verbindung mit Nr. 1.5 Satz 2 und 

des Streitwertkataloges für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 2025. Da der 

Antragsteller vorliegend eine Vorwegnahme der Hauptsache begehrt und das 

Interesse an einer vorläufigen Regelung dasselbe ist wie an der endgültigen 

Regelung, war hier keine Herabsetzung des Streitwertes vorzunehmen (vgl. 

Kopp/Schenke, 31. Auflage 2025, Anh § 164 Rn. 11).  
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen die Entscheidung über den vorläufigen Rechtsschutzantrag steht den 
Beteiligten und den sonst von der Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an das 
Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz zu. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Trier, Egbertstraße 20a, 54295 Trier, 
schriftlich, nach Maßgabe des § 55a VwGO als elektronisches Dokument oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle innerhalb von zwei Wochen nach 
Bekanntgabe der Entscheidung einzulegen. Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn 
die Beschwerde innerhalb der Frist schriftlich oder nach Maßgabe des § 55a VwGO als 
elektronisches Dokument bei dem Beschwerdegericht eingeht. 

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu 
begründen. Die Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt 
worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Deinhardpassage 1, 
56068 Koblenz, schriftlich oder nach Maßgabe des § 55a VwGO als elektronisches 
Dokument einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe 
darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern oder aufzuheben ist, und sich mit der 
angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen. Das Oberverwaltungsgericht prüft nur 
die dargelegten Gründe. 

Die Einlegung und die Begründung der Beschwerde müssen durch einen Rechtsanwalt 
oder eine sonstige nach Maßgabe des § 67 VwGO vertretungsbefugte Person oder 
Organisation erfolgen. In den Fällen des § 55d VwGO ist ein elektronisches Dokument nach 
Maßgabe des § 55a VwGO zu übermitteln. 

Gegen die Festsetzung des Streitwertes steht den Beteiligten und den sonst von der 
Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht Rheinland-
Pfalz zu, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 300,00 € übersteigt. 

Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn sie innerhalb von sechs Monaten, nachdem die 
Entscheidung zur Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig 
erledigt hat, eingelegt wird, ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist 
festgesetzt worden, so kann sie noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder 
formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Trier, Egbertstraße 20a, 54295 Trier, 
schriftlich, nach Maßgabe des § 55a VwGO als elektronisches Dokument oder zu Protokoll 
der Geschäftsstelle einzulegen. In den Fällen des § 55d VwGO ist ein elektronisches 
Dokument nach Maßgabe des § 55a VwGO zu übermitteln. 

      

*** *** *** 

(qual. elektr. signiert) (qual. elektr. signiert) (qual. elektr. signiert) 

 

 


